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Durch Pakte und Programme ist in den Hochschulfinanzen ein wachsender An-
teil an Zweitmitteln entstanden, neben dem Grundhaushalt und den Drittmitteln. 
Durch seine externe Konditionierung schränkt der Zweitmittelanteil die Selbst-
steuerungsfähigkeit ein. Anwachsende Vorgaben aus den Pakten bergen die Gefahr 
einer Übersteuerung des gesamten Hochschulsystems, sie binden erhebliche Ressourcen 
und treiben Bürokratie. Dies gilt in besonderer Weise für die hochschulbezogenen wett-
bewerblichen Programme. Ein Ausweg ist über eine institutionelle Mitfinanzierung der 
Forschungsaufgabe von Hochschulen durch den Bund möglich.
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„Die entfesselte Hochschule“ mit 
dem Ruf nach Autonomie, 

Selbststeuerung und Eigenverantwort-
lichkeit prägte die bisweilen euphori-
sche hochschulpolitische Debatte in den 
1990er-Jahren. 1997 stellte der ehemalige 
Präsident der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) Wolfgang Frühwald 
(von 1992–1997) eine Gegenthese auf: 
die Universität sei nur noch ein Postamt! 
Frühwalds Kernargument: Internatio-
nale Netzwerke der partnerschaftlichen 
Forschungsarbeit, Sonderforschungsbe-
reiche und überregionale Post-Graduier-
tenkollegs ebenso wie die Instrumenta-
lisierung für industriepolitische Zwecke 
hätten die vertikal-hierarchischen Struk-
turen der Universität längst ausgehöhlt. 
Ihre lokale Institutionengestalt sei nur 
noch das „Postamt“ für die semi-autono-
men Querstrukturen. Wie steht es heute 
um das „Postamt“? 

Als Frühwald seinen Vergleich 
anstellte, machte selbst bei drittmittel-
starken Universitäten der Grundhaus-
halt noch deutlich mehr als Dreiviertel 
des Gesamtbudgets aus; der Drittmit-
telanteil vor allem der DFG-Förde-
rung trug zwischen 10 und 20 Prozent 
zum Gesamthaushalt bei. Sogenannte 
„Zweitmittel“ waren unbekannt, weil 
die Rolle des Bundes mit dem Hoch-
schulbauförderungsgesetz (HBFG) auf 
die Investitionen in die Infrastruktur 
fokussiert war. Grundlage dafür war 
Art. 91a GG, mit dem die Gemein-
schaftsaufgaben von Bund und Län-
dern 1969 ins Grundgesetz eingeführt 
worden waren. Mit zuletzt knapp zwei 
Milliarden Euro für den Hochschulbau 
wurde der Bund unentbehrlich für die 
Gesamtfinanzierung des Hochschulsys-
tems, ohne dass jedoch die Autonomie 
der Hochschulen tangiert wurde.
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Rückblick

Auch die ersten Hochschulsonderpro-
gramme Ende der 1980er-Jahre, die 
mit dem Namen des damaligen Bun-
desforschungsminister Möllemann 
(1987–1990) verbunden waren, änder-
ten an diesem Befund nichts. Sie waren 
dem Kapazitätsausbau in bestimmten 
Fächergruppen gewidmet. Die Sonder-
programme der 1990er-Jahre unter-
stützten vor allem die Herstellung der 
Einheit im Wissenschaftsbereich und 
die Aufbauplanungen der ostdeutschen 
Länder und ihrer Hochschulen.

Zwei für die Hochschulen nach-
haltig spürbare Veränderungen der poli-
tischen Rahmenbedingungen durchbra-
chen den bisherigen Entwicklungspfad 
des deutschen Hochschulsystems: die 
Exzellenzinitiative mit ihren zusätz-
lichen Millionen für die Universitäts-
forschung und ihrem neuartigen Wett-
bewerbsverfahren. Sie wurde vom Bund 
getrieben; mit ihrem 25-prozentigen 
Finanzierungsanteil spielten die Länder 
den Juniorpartner. 

Die zweite Pfadänderung wurde 
durch die Föderalismusreform I 2006 
eingeleitet, die den Bund von der poli-
tisch ungeliebten, eher passiven Rolle 
im Hochschulbau „befreite“. Mit der 
Abschaffung des HBFG wurden auf 
Bundesseite perspektivisch zwei Mil-
liarden Euro freigesetzt, während die 
Länder die Investitionen nun allein 
tragen wollten. Diese Mittel des Bun-
des sollten im System bleiben und auch 
künftig den Hochschulen zufließen. Die 
Föderalismusreform entzog dem Bund 
auch die konfliktträchtige Kompetenz 
beim Hochschulrahmenrecht, über die 
der Bund durch Normensetzung Ein-
fluss auf die allgemeine Hochschulent-
wicklung nehmen konnte. 

Die Abschaffung des Hochschul-
rahmenrechts und der Mitfinanzie-
rungspflicht bei der Gemeinschafts-
aufgabe Hochschulbau 2006 eröffnete 
dem Bund politisch und finanziell einen 
neuen Ansatz für seine Rolle im Hoch-
schulsystem. Finanzpolitisch bruchlos 
gelang der Umstieg aus dem HBFG in 

den Hochschulpakt. Statt Steuerung 
über Normen erfolgte der Einstieg in 
die Steuerung über Finanzierung und 
Pakte – ein nachhaltiger Wendepunkt 
für das Hochschulsystem, der durchaus 
in Spannung zum damaligen Bekennt-
nis der Ministerpräsidenten der Länder 
für einen wettbewerblichen Föderalis-
mus stand. Die politisch angestrebte 
Überwindung der „Verflechtungsfalle“ 
durch wettbewerblichen Föderalismus 
entfaltete in der Wissenschaft eine 
gegenteilige Wirkung, nämlich eine 
langfristige Stärkung des kooperativen 
Föderalismus. 

Damit wurde eine Entwicklung 
der Bund-Länder-Beziehungen auf dem 
Feld der Wissenschaftspolitik im Sin-
ne einer Pfadabhängigkeit fortgesetzt, 
die seit den frühen 1950er-Jahren an-
gelegt war. Die Mütter und Väter des 
Grundgesetzes traten entsprechend 
der deutschen Verfassungstradition 
für eine klare Kompetenztrennung im 
Hochschulbereich zwischen Bund und 
Ländern ein. Diese Aufgabenzuweisung 
an die Länder war allerdings finanzpoli-
tisch nie hinreichend unterfüttert. Der 
Bund wurde deshalb seit den 1950er-
Jahren zunehmend finanziell gebraucht, 
blieb aber bis zur Gründung des Wis-
senschaftsrates 1957 am wissenschafts-
politischen Katzentisch. 

Eine Aufnahme des Bundes in das 
„Königsteiner Abkommen“, mit dem 
die Länder ihre Angelegenheiten 1948 
noch vor Verabschiedung des Grund-
gesetzes unter sich geregelt und ihren 
„Claim“ abgesteckt hatten, scheiterte 
trotz seiner finanziellen Beiträge am 
Einspruch der Ministerpräsidenten. 
Erst mit der Kompetenz für das Hoch-
schulrahmenrecht und vor allem mit 
der Einführung der Gemeinschaftsauf-
gaben ins Grundgesetz 1969 im neuen 
Art. 91 fand die in der Praxis längst 
gewachsene Bedeutung des Bundes so-
wohl für die Forschungsförderung als 
auch für den Hochschulbau ihre ver-
fassungsrechtliche Absicherung. 

Die Änderung des Art. 91b GG 
mit der Föderalismusreform I erlaubte 
nun ein projektfinanziertes Engage-

ment des Bundes in der Hochschule 
und auf dem Feld der Lehre. Der Hoch-
schulpakt 2020 war damit verfassungs-
rechtlich und finanziell abgesichert und 
konnte als befristetes Vorhaben starten. 
Damit wurde ein neues Kapitel der 
Hochschulfinanzierung aufgeschlagen, 
das 2007–2020 den Hochschulen zu-
sätzlich 17,7 Milliarden Euro in die 
Kassen spülte. Es war dabei allen poli-
tisch Beteiligten frühzeitig klar, dass 
dieser systemrelevante Finanzbeitrag 
des Bundes für die Hochschulen viel zu 
bedeutend war, als dass er als Projekt 
ersatzlos hätte auslaufen können – too 
big to fail.

Neue Rollenverteilung 

Um das zu verhindern, war die erneute 
Änderung des Art. 91b GG 2015 eine 
logische Folge der zehn Jahre zuvor ge-
troffenen Entscheidung: auf der Grund-
lage einer nahezu uneingeschränkten 
Ermöglichungsklausel für das Zusam-
menwirken von Bund und Ländern 
wurde der verfassungsrechtliche Weg 
für den Zukunftsvertrag geebnet.

Die politisch 
angestrebte 

Überwindung der 
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durch 
wettbewerblichen 
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kooperativen 
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Dieses neue Kapitel der Rollen-
verteilung zwischen Bund und Län-
dern ist für das Hochschulsystem mit 
einer zunehmend steuernden Rolle des 
Bundes verbunden, die sich bereits in 
der Debatte um eine Exzellenzinitiati-
ve und ihre schließliche Umsetzung in 
einer Bund-Länder-Vereinbarung abge-
zeichnet hatte. Sie bestimmte die Ent-
wicklung vom Hochschulpakt I (HSP) 
bis zum „Zukunftsvertrag Studium und 
Lehre stärken“. 

Der Start des HSP erinnerte noch 
an die Mechanik des Hochschulbau-
förderungsgesetzes: die Aufwuchspla-
nungen der Länder, verdichtet in einer 
gemeinsamen Prognose der Kultusmi-
nisterkonferenz (KMK), bildeten die 
Plan-Grundlage für die Zielsetzung 
des Hochschulpakts; der Bund gab da-
zu seine Mitfinanzierungszusage. Die 
Hochschulpakte I und II waren mit ver-
gleichsweise einfachen Berichtspflichten 
verbunden, die für die Hochschulen mit 
den ohnehin vorgesehenen Meldungen 
an die statistischen Landesämter weit-
gehend erledigt werden konnten. Al-
lerdings ließen das politisch definierte 
Aufwuchsziel und die stimulierte stu-

dentische Nachfrage alle anderen von 
den Hochschulen selbst entwickelten 
Zielsetzungen in den Hintergrund tre-
ten. Finanzierter Aufwuchs und nach-
fragegetriebener Ausbau standen in 
diametralem Gegensatz zur hochschul-
politisch vertretenen Priorität einer 
strategischen Profilbildung des Lehr-
portfolios. Diese Aufgabe steht jetzt 
nachholend vielen Hochschulen unter 
den aktuell geänderten Vorzeichen einer 
angespannten Haushaltssituation in den 
Ländern bevor.

Mit dem Hochschulpakt III wurde 
auf Initiative des Bundes die ursprüng-
lich rein quantitative Zielsetzung (Tin-
bergen-Regel: 1 Ziel = 1 Maßnahme) 
um qualitative Elemente erweitert: „10 
vom 100 der enthaltenen Bundesmit-
tel und der entsprechenden zusätzlich 
bereitgestellten Landesmittel“ sollten 
für Maßnahmen zur Sicherung der 
Qualität von Lehre und Studium ein-
gesetzt werden. Daraufhin entwickelten 
die Länder entsprechende Programme, 
auf deren Erfüllung sich ihrerseits die 
Hochschulen verpflichten mussten, um 
von diesem Teil der Hochschulpaktmit-
tel zu profitieren. Damit verbunden 
waren entsprechende Berichtspflichten 
für jedes Programm an das Sitzland, das 
über seine Maßnahmen auf der nächs-
ten Ebene Bericht an die Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz (GWK) zu er-
statten hatte. Der Wirkungshorizont 
dieses Ansatzes war allerdings durch 
die überschaubaren Programmmittel 
von vornherein begrenzt.

Der Erfolg des Hochschulpaktes 
2020 hatte zu einer Ausbildungskapa-
zität geführt, die auch nach der reinen 
Zuständigkeitslehre des Grundgesetzes 
ohne die erheblichen Bundesmittel al-
lein von den Ländern nicht zu finanzie-
ren gewesen wäre. Da dafür niemand am 
großen Rad des Bund-Länder-Finanz-
ausgleichs drehen wollte, musste eine 
Lösung zwischen Bund und Ländern im 
Rahmen der Gemeinschaftsfinanzierung 
nach Art. 91b GG gefunden werden. 

Mit dem „Zukunftsvertrag Stu-
dium und Lehre stärken“ ist das finan-
zielle Engagement des Bundes nun auf 

Dauer angelegt. Als „Gegenleistung“ 
erwartet der Bund eine verstärkte in-
haltliche Mitwirkung. Die durch die 
Hochschulpakte quantitativ erreichte 
Bildungsnachfrage genügte offenbar 
den hochschulpolitischen Legitima-
tionsanforderungen an ein dauerhaf-
tes Engagement des Bundes in den 
Hochschulen nicht mehrs. So werden 
im Zukunftsvertrag nun als „Ziele“ 
definiert: „eine flächendeckend hohe 
Qualität von Studium und Lehre, gute 
Studienbedingungen in der Breite der 
deutschen Hochschullandschaft sowie 
der bedarfsgerechte Erhalt der Studien-
kapazitäten in Deutschland, um lang-
fristig ausreichend akademische Fach-
kräfte für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Gesellschaft auszubilden.“

Neuer Steuerungsansatz 

Als „Schwerpunkte“ der „Länder bei der 
Verwendung der Mittel“ kommen wei-
tere Zielsetzungen hinzu: „Ausbau von 
dauerhaften Beschäftigungsverhältnis-
sen des hauptberuflichen wissenschaft-
lichen und künstlerischen, mit Studium 
und Lehre befassten Personals an den 
Hochschulen. Damit soll auch eine Ver-
besserung der Betreuungsverhältnisse 
beziehungsweise der Betreuungssitua-
tion erreicht werden. Dabei wirken die 
Länder auf eine geschlechterparitätische 
Zusammensetzung des Personals hin.“ 

Die Steuerungsphilosophie steht 
zusätzlich im Kleingedruckten; in der 
Anlage als Bestandteil der Verwaltungs-
vereinbarung von Bund und Ländern 
werden über acht Seiten zehn mögliche 
Teilziele definiert und über 30 geeignete 
Maßnahmen aufgezeigt. Um die födera-
le Form zu wahren, sind es die Länder, 
die sich in ihrer Verpflichtungserklä-
rung in diesem Rahmen positionieren 
und darüber regelmäßig an die GWK 
berichten. Die Mittel für die Umset-
zung der Maßnahmen werden demge-
genüber nach einfachen quantitativen 
Parametern der Studienanfänger, der 
Studierenden in der Regelstudienzeit 
und der Absolventen im Verhältnis von 
60:20:20 an die Länder verteilt. 

Der Erfolg des 
Hochschulpaktes 
2020 hatte zu 
einer Ausbildungs
kapazität geführt, 
die auch nach der 
reinen Zuständig
keitslehre des 
Grundgesetzes ohne 
die erheblichen 
Bundesmittel allein 
von den Ländern 
nicht zu finanzieren 
gewesen wäre. 
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Mit dem Qualitätspakt Leh-
re öffnete der Bund 2010 neben der 
Forschung nun auch den Bereich der 
Hochschullehre für wettbewerbliche, 
antragsbasierte Verfahren, um auf dieser 
Grundlage erfolgreichen Hochschulen 
bis 2020 zusätzliche Mittel von zwei 
Milliarden Euro für bewilligte Vorha-
ben bereitzustellen. Mit dem Programm 
„Innovation in der Hochschullehre“ ist 
diese Programmlinie inzwischen auf 
Dauer gestellt. Die Durchführung wur-
de einer privaten Stiftung übertragen, 
die unter der ministerialbürokratischen 
Obhut von Bund und Ländern ehrgei-
zige und aufwendige Antrags- und Aus-
wahlverfahren entwickelt hat.

Neue Kosten 

Beide Bund-Länder-Vereinbarungen 
waren auf der Kostenseite für die Hoch-
schulen mit erheblichen zusätzlichen 
Aufwendungen, die zudem das Risiko 
des Scheiterns trugen, verbunden, wie 
sie bis dahin nur im Wettbewerb um 
Forschungsmittel bekannt waren. Wis-
senschaftler:innen mussten Ideen und 
Anträge entwickeln, die durch neue 
Personalkapazitäten in den Hochschu-
len unterstützt wurden. Im Erfolgsfall 
entstanden vielfach zunächst drittmit-
telgeförderte, befristete Beschäftigungs-
verhältnisse nun auch im Bereich der 
Lehre; die eingeworbenen Mittel waren 
konditioniert und lösten Mitfinanzie-
rungen und weitere Bürokratiekosten 
in den Hochschulen aus – Ressourcen, 
die für die Selbststeuerung nach eige-
nen strategischen Zielen nicht mehr zur 
Verfügung standen.

Die Steuerungswirkung des Zu-
kunftspakts auf die Hochschulen ist 
enorm. Denn nun erreichen die Zu-
kunftsvertragsmittel über die Hoch-
schulverträge beziehungsweise über die 
die Hochschulverträge ergänzenden 
Länderprogramme alle Hochschulen. 
Ihrerseits verankern die Hochschulen 
die zwischen Bund und Land vereinbar-
ten Ziele in den internen Zielvereinba-
rungen und erreichen so flächendeckend 
die operative Ebene in den Fakultäten. 

Manche Hochschulen verstärken die 
Steuerungseffekte durch ihre interne 
leistungsorientierte Mittelvergabe. 

Der Zukunftsvertrag intensiviert 
die Außensteuerung der Hochschulen 
erheblich. Als Zweitmittel sind die Zu-
kunftsvertragsmittel einerseits unent-
behrlich, andererseits wirken sie steu-
ernd auch auf die Mittelflüsse aus dem 
Grundbudget ein. 

Dieses Steuerungsmuster ist auch 
bei dem Programm über „Die Förde-
rung der anwendungsorientierten For-
schung an Hochschulen für angewand-
te Wissenschaften“ erkennbar. Eine 
eher auf wenige konsensuale hochschul-
politische Ziele, Verfahrensfragen und 
Mittelbereitstellung konzentrierte Ver-
waltungsvereinbarung von Bund und 
Ländern, auf Ministerebene getroffen, 
enthält einen Anhang, der unter der 
Überschrift „Indikatoren für den Moni-
toringbericht“ die fünf Programmziele 
mit 15 Indikatoren ausbuchstabiert, von 
denen lediglich drei der amtlichen Sta-
tistik entnommen werden können. Alle 
anderen werden jährlich vom Projekt-
träger bei den Hochschulen erhoben.

Das Maß an zusätzlicher Büro-
kratie für die Empfänger, das von „ei-
nem belastbaren Monitoring, mit dem 
die quantitative wie qualitative Ziel-
erreichung der Vereinbarung gemes-
sen wird“, wird von den ministerialen 
Programmmachern bestimmt. Sie alle 
stehen ihrerseits unter kritischer Beob-
achtung insbesondere des Bundestages 
und des Bundesrechnungshofes, die 
über die Bund-Länder-Programme zu 
Mit-Akteuren der Hochschulpolitik der 
eigentlich zuständigen Länder geworden 
sind. Der „goldene Zügel“ des Bundes, 
bekannt aus der unendlichen Föderalis-
musdiskussion, führt über die Länder 
hinaus nun auch die Hochschulen.

Der „goldene Zügel“  
der Hochschulen 

Zunehmend föderalgetriebene Außen-
steuerung der Hochschulen zeigt auch 
ein Blick auf die Anzahl der hochschul-
bezogenen Bund-Länder-Programme. 

Die Steuerungs
wirkung des 

Zukunftspakts auf 
die Hochschulen 
ist enorm. Denn 

nun erreichen 
die Zukunfts

vertragsmittel 
über die 

Hochschulverträge 
beziehungsweise 

über die die 
Hochschulverträge 

ergänzenden 
Länderprogramme 

alle Hochschulen. 

Ohne Forschungsbauten und Großge-
räte waren es nach den von der GWK 
regelmäßig veröffentlichten „Finanz-
strömen“ 2007 drei mit einem Finanz-
volumen von weniger als 400 Millionen 
Euro. Nach der aktuellen Übersicht der 
GWK für 2019 laufen gegenwärtig zehn 
hochschulbezogene Programme mit 
einem Jahresvolumen von insgesamt 
rund 4,6 Milliarden Euro, von denen 
der Bund unterschiedliche Finanzie-
rungsanteile übernimmt – im Regelfall 
50 Prozent. Haben die Länder weniger 
Interesse an einem Programm, findet 
dies in einer geringeren Beteiligung 
seinen Ausdruck.

Mit diesem vergleichsweise klei-
nen Anteil an den Gesamtausgaben der 
Länder von über 30 Milliarden Euro 
für ihre Hochschulen entfalten die 
Bundesmittel eine erhebliche, deut-
lich überproportionale inhaltliche und 
finanzielle Hebelwirkung auf die Hoch-
schulhaushalte.
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Als sogenannte Zweitmittel, die 
programmkonditioniert sind und den 
Hochschulen für eigenständige stra-
tegische Budgetierung allenfalls sehr 
eingeschränkt zur Verfügung stehen, 
haben sie ihren Anteil am Gesamthaus-
halt beständig ausgeweitet. So erfreulich 
die vereinbarte Dynamisierung des Zu-
kunftsvertrags ist, so bedenklich ist, dass 
der länderfinanzierte Anteil der Grund-
haushalte weiter zurückgeht. Angesichts 
der aktuellen Konsolidierungsbestrebun-
gen in vielen Ländern, die überwiegend 
die Grundhaushalte betreffen, dürfte 
der Anteil der konditionierten Zweit-
mittel am Gesamthaushalt noch weiter 
aufwachsen, sind sie durch die Gemein-
schaftsfinanzierung vor dem Sparzugriff 
als quasi-gesetzliche Mitfinanzierungs-
aufgaben zunächst geschützt.

Kritische Schwelle erreicht? 

Auch wenn die mit den Programmen 
jeweils angestrebten Zielsetzungen für 
sich jeweils bedeutsam und sinnvoll 
sein mögen, sind sie nicht Teil einer in-
tegrierten, zwischen Bund und Ländern 
langfristig abgestimmten hochschul-
politischen Strategie, die einer parla-
mentarischen Legitimation über das 
Haushaltsrecht hinaus zugänglich wä-
re. Vielmehr zeichnet sich ein gewisses 
politisches Reiz-Reaktionsschema ab: 
ein Thema schafft es im wissenschafts-
politischen Diskurs, hinreichend Auf-
merksamkeit zu wecken. Da 16 Länder 
schwerer zu erreichen sind und ihnen 
zusätzliche Mittelbereitstellung eher 
nicht zugetraut wird, wird primär das 
Anliegen an den Bund adressiert. Ein 
neues Bund-Länder-Programm ist dann 
bisweilen die Lösung. 

Auch könnte der Nutzen von Pak-
ten und Programmen für das Hochschul-
system insgesamt eine kritische Schwelle 
erreichen: die dadurch verursachten 
Bürokratiekosten binden in den Hoch-
schulen mit der Anzahl der Programme 
steigende Ressourcen, die für die Kern-
aufgaben nicht mehr zur Verfügung 
stehen: Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler müssen Zeit aufwenden für 
eine kreative Antragstellung und für 
verfahrensbedingte Begutachtungsver-
fahren. Im Unterstützungsbereich der 
Hochschulen werden spezialisierte Per-
sonalressourcen aufgebaut, die die An-
tragsabfassung nun auch im Bereich der 
Lehre unterstützen, das Berichtswesen 
der jeweiligen Programme tragen und 
bei der Mittelverwaltung unentbehrlich 
sind. Zudem sind wettbewerblich ange-
legte Programme doppelt risikobehaftet. 

Neben dem Scheitern bereits im 
Verfahren gehört das Auslaufen der Vor-
habenfinanzierung und der Program-
me selbst dazu. Auch ist eine gewisse 
„Suchtgefährdung“ nach Programmför-
derungen nicht von der Hand zu wei-
sen, wenn sich Bereiche gerade auch im 
Wissenschaftsmanagement ganz oder 
großenteils aus Programmmitteln selbst 
finanzieren müssen und jedes auslau-

fende Programm oder jeder Verlust der 
Förderung existenziell bedrohlich ist. Die 
Versuchung wächst, dass eine Antragstel-
lung zu einem Programm nicht mehr 
von der Wissenschaft ausgeht, sondern 
vom Stellenerhalt im Unterstützungsbe-
reich getrieben wird.

Demgegenüber dürften die Büro-
kratiekosten im BMBF marginal sein, 
da sie zu den Projektträgern oder neuer-
dings in eine Stiftung ausgelagert und 
über die jeweiligen Programmbudgets 
finanziert werden. 

Fazit

Zusammengenommen stellt sich die 
Frage, ob das Hochschulsystem durch 
die föderale Bund-Länder Programm- 
und Finanzierungsdynamik insgesamt 
in die Gefahr einer externen Übersteue-
rung und unangemessenen Bürokrati-
sierung gerät. Der eingangs zitierte ehe-
malige DFG Präsident Frühwald hätte 
sich vermutlich in seiner „Postamt“-
Diagnose bestätigt gefühlt.

Wäre es nicht an der Zeit, diese 
Praxis insgesamt zu überprüfen mit 
dem Ziel, 

	§ eine externe Übersteuerung 
zu vermeiden und 

	§ die Selbststeuerungsfähigkeit 
der Hochschulen zu stärken,

	§ aus konditionierten Zweitmit-
teln strategiefähige Grund-
mittel zu machen,

	§ Bürokratiekosten zugunsten 
der Kernaufgaben zu redu-
zieren

	§ und die Hochschulfinanzie-
rung durch institutionelles 
Bundesengagement zu stabi-
lisieren und zu stärken?

Eine alternative Herangehensweise 
könnte eine gemeinsame Verständi-
gung von Bund und Ländern auf weni-
ge, zwischen Forschungsförderung und 
Hochschulförderung abgestimmte stra-
tegische Ziele sein, wie es im föderalen 
System der Schweiz zu beobachten ist. 
Nur wenige Maßnahmen für das Wis-

Auch wenn die mit 
den Programmen 
jeweils angestreb-
ten Zielsetzungen 
für sich jeweils be-
deutsam und sinn-
voll sein mögen, 
sind sie nicht Teil 
einer integrierten, 
zwischen Bund 
und Ländern lang-
fristig abgestimm-
ten hochschul
politischen Strategie, 
die einer parlamen-
tarischen Legitima-
tion über das Haus-
haltsrecht hinaus 
zugänglich wäre. 
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senschaftssystem würden einen Gleich-
klang der Impulse erzeugen und könn-
ten für eine symmetrische Finanzierung 
von Lehre und Forschung sorgen. 

Für eine Umsetzung dieses Vor-
schlags, mit dem die Autonomie und 
Selbststeuerungsfähigkeit der Hoch-
schulen gestärkt, externe Steuerung 
reduziert und Bürokratie vermieden 
und abgebaut werden sollen, stehen die 
Hochschulfinanzierung und eine stär-
ker institutionelle Förderung des Bun-
des im Mittelpunkt. Anstelle kleintei-
liger, bürokratieträchtiger Programme, 
die als Zweitmittel in den Hochschulen 
ankommen, würde eine institutionelle 
Mitfinanzierung der Hochschulen in 
den Grundhaushalt durch den Bund 
erfolgen, die die grundgesetzlich defi-
nierte Bildungshoheit der Länder res-
pektiert.

Damit dies möglich wird, ist eine 
Trennung des Budgets der Hochschu-
len in Studium und Lehre einerseits 
und Forschung und Transfer anderer-
seits förderlich. Damit würde ein dif-
ferenziertes Engagement des Bundes 
im Bereich der Forschungsaufgabe er-
öffnet, während die Länder sich auf die 
Bildungsaufgabe fokussieren. Die For-
schungsaufgabe würde dann bilateral 
gemeinschaftlich von Land und Bund 
finanziert. 

Um einen notwendigen Aufwuchs 
der Hochschulhaushalte perspektivisch 
zu gewährleisten, würden unter Status-
quo-Bedingungen die gegenwärtigen 
Zweitmittel in das Grundbudget rech-
nerisch integriert. Dieses ermittelte 
künftige Grundbudget würde in einem 
zweiten Schritt für die Universitäten 
aufgeteilt in 50 Prozent Lehre und Stu-
dium, ausschließlich vom Sitzland fi-
nanziert, und 50 Prozent für Forschung 
und Transfer, anteilig von Sitzland und 
Bund finanziert. Für die Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften (HAW) 
wäre eine Verteilungsformel zu ermit-
teln, die ihrem Profil angemessen ist. In 
diesem Zusammenhang sei auf die ak-

tuell praktizierten Verteilungsschlüssel 
in der Forschungsförderung hingewie-
sen, die eine Spannbreite der Bundes-
anteile von 90 über 75 bis 50 Prozent 
aufweisen. 

Der Pakt für Forschung und In-
novation zeigt zudem, dass wenige 
langfristig verfolgte, strategische Ziele 
für Trägereinrichtungen der Forschung 
ausreichen, um sinnvolle Entwicklun-
gen zu stimulieren – ein Ansatz, der 
das Engagement des Bundes in der 
Finanzierung der Hochschulforschung 
begleiten könnte. 

Eine gesetzliche Verankerung 
einer solchen Vorgehensweise böte zu-
dem die Chance, den gegenwärtigen 
Automatismus zwischen Personalstel-
len-Ausstattung aus dem Grundhaus-
halt und Schaffung einer entsprechen-
den Lehr- und Studienplatzkapazität zu 
überwinden. Dann könnten Stellen aus 
einem wachsenden institutionellen For-
schungsbudget der Forschungsaufgabe 
zugeordnet werden. Auf diese Weise 
könnten sich vor allem Universitäten 
in der Forschung aus eigener Kraft und 
ohne aufwendige Umwege über den 
Drittmittelmarkt viel stärker profilie-
ren als heute. 

Umgekehrt würde eine sinkende 
studentische Lehrnachfrage im Rah-
men der leistungsbezogenen Mittelver-
teilung nicht automatisch auch zu einer 
Einschränkung der Forschungsfähigkeit 
in den betroffenen Fächern führen. 
Aus forschungsstrategischen Gründen 
könnten entsprechende Stellenkapazitä-
ten für die Forschungsaufgabe aufrecht-
erhalten werden, angereizt und gestützt 
durch die Mitfinanzierung des Bundes 
– aktuell eine Problemlage insbesondere 
im MINT-Bereich. Der Bund könnte 
gezielt die Hochschulforschung mit ei-
nem wachsenden Finanzbeitrag stärken.

Damit soll der Wettbewerb um 
prinzipiell knappe Ressourcen keines-
wegs ausgehebelt werden, sondern ver-
stärkt in die Hochschulen verlagert wer-
den. Der hochschulinterne Wettbewerb 

bekäme einen Schub ebenso wie der 
Wettbewerb unter den Hochschulen, 
die verstärkt mit dem „Outcome“ ihrer 
selbstorganisierten Forschung konkur-
rierten. Die DFG würde partiell ent-
lastet und könnte sich wieder auf ihre 
Kernaufgabe der Förderung herausra-
gender Forschung konzentrieren.

Schließlich wäre eine solche Fi-
nanzierungsstruktur anschlussfähig an 
eine künftige Nachfolgeregelung für 
die Exzellenzstrategie, bei der die Ent-
scheidung zur Mittelvergabe im Sinne 
der Empfehlungen der „Imboden-Kom-
mission“ an vergleichsweise kostenarm 
zu ermittelnden „Past Merits“ der Uni-
versitäten geknüpft würde. Die Förder-
mittel könnten direkt verstärkend in 
den Hochschulhaushalt für die For-
schungsaufgabe eingespeist werden. Die 
geförderten Universitäten stünden so als 
Gesamtorganisation in einem verstärk-
ten Wettbewerb beim ohnehin doku-
mentierten, selbst organisierten „Out-
come“. Der Effekt auf das Zeitbudget 
aller Beteiligten wäre unmittelbar. 

Es sei darauf verwiesen, dass der 
Art. 91b GG ausdrücklich als Ermögli-
chungsformel für das Zusammenwirken 
von Bund und Länder formuliert ist. 
Auch Art. 74 GG mit der Kompetenz 
des Bundes zur konkurrierenden Ge-
setzgebung im Bereich der „Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung“ böte 
Anknüpfungspunkte für eine Umset-
zung dieses Reformvorschlags. 
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